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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

In der Wintersession 2022 gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative
Dandrès (sp, GE), wonach Entschädigungen und Kosten bei Schiedsgerichtsverfahren
im Rahmen von Massenentlassungen von der öffentlichen Hand getragen werden
sollen, mit 125 zu 69 Stimmen keine Folge. Eine Mehrheit des Rates war der Ansicht,
dass private Schiedsgerichtsverfahren nicht durch die öffentliche Hand bezahlt werden
sollten. Nachdem bereits im Mai 2022 eine Mehrheit der vorberatenden RK-NR die
vorgeschlagene Anpassung des OR mit 16 zu 9 Stimmen abgelehnt hatte, war die
Initiative damit erledigt. 
Man müsse nicht eine Lösung suchen, wo kein Problem bestehe, meinte
Kommissionssprecher Yves Nidegger (svp, GE) im Rat. Mehrere Kantone böten bereits
öffentliche Schiedsgerichte an, welche die Kosten auf die Arbeitgebenden überwälzen
könnten. Seit der Einführung der entsprechenden Bestimmung im OR sei es zudem zu
verhältnismässig wenigen Schiedsgerichtsfällen gekommen, weshalb eine
Gesetzesänderung nicht notwendig sei. Der Initiant erläuterte das aktuelle System: Bei
Massenentlassungen in Unternehmen mit mehr als 250 Mitarbeitenden – in diesen
Fällen greift die 2014 eingeführte Pflicht zur Findung eines Sozialplans – würden die
Kosten eines Schiedsgerichts den beiden Parteien auferlegt. Dies führe dazu, dass
Arbeitnehmende eher auf unvorteilhafte Konditionen eingingen, um lange und teure
Verfahren zu vermeiden. Würde hingegen die öffentliche Hand diese Kosten tragen, so
könnte dieser Missstand behoben werden. Schliesslich sei es normal, dass die
Allgemeinheit für die Kosten einer gesetzlichen Pflicht aufkomme, versuchte Dandrès
vergeblich, den Rat zu überzeugen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.12.2022
MARCO ACKERMANN

Gesellschaftsrecht

Als Erstrat setzte sich der Nationalrat in der Sommersession 2015 mit der Revision des
Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) auseinander, die
gewerbsmässigen Parteivertretern von Zwangsvollstreckungsverfahren einen freien
Zugang zum gesamten Schweizer Markt ermöglichen soll. Die vorberatende Kommission
für Rechtsfragen (RK-NR) ergänzte den Entwurf des Bundesrates um eine zusätzliche
Regelung, die es den Kantonen, die nach geltendem Recht die Bedingungen festlegen
dürfen, unter denen eine Person gewerbsmässig Dritte vertreten darf, erlauben soll,
einer Person aus wichtigen Gründen die gewerbliche Vertretung zu verbieten. Die
Änderung wurde innerhalb der RK-NR mit 17 zu 0 Stimmen bei 4 Enthaltungen
angenommen. Bevor sich der Nationalrat aber den inhaltlichen Feinheiten annehmen
konnte, musste er sich in der Eintretensdebatte zuerst mit dem Antrag einer
Kommissionsminderheit Nidegger/Lüscher auseinandersetzen, die einen
gesetzgeberischen Handlungsbedarf in Abrede stellte. Dass die Opposition gegen die
SchKG-Revision gerade von zwei Genfer Nationalräten kam, überraschte wenig, machte
von der Kompetenz, die Bedingungen für die gewerbsmässige Vertretung im
Zwangsvollstreckungsverfahren festzulegen, neben dem Tessin und der Waadt doch vor
allem auch der Kanton Genf Gebrauch. Mit ihrem Anliegen stiessen sie aber ausserhalb
ihrer eigenen Fraktionen kaum auf offene Ohren. Der Nationalrat stimmte bei 4
Enthaltungen mit 121 zu 49 Stimmen für das Eintreten. In der Detailberatung gaben vor
allem die redaktionellen Bereinigungen der Zivilprozessordnung (ZPO), die, laut
Bundesrat, aufgrund des "engen verfahrensrechtlichen Bezugs" vorgeschlagen wurden,
Anstoss zur Debatte. Eine Minderheit Lüscher, die von der SVP- und der FDP-Liberalen-
Fraktion Unterstützung erhielt, sprach sich für die Streichung sämtlicher beantragter
Änderungen der Zivilprozessordnung aus, da, so Giovanni Merlini (fdp, TI), kein
inhaltlicher Zusammenhang bestehe und zudem beschlossen worden sei, vor 2020
möglichst keine Änderungen an der Zivilprozessordnung vorzunehmen. In der
Abstimmung unterlag die Kommissionsminderheit mit 92 zu 94 Stimmen denkbar
knapp. Das Zünglein an der Waage spielte die CVP-Fraktion, die mit 20 zu 7 Stimmen für
den Antrag der Kommissionmehrheit stimmte. Die Gesamtabstimmung fiel dann mit 105
zu 80 Stimmen bei 2 Enthaltungen zugunsten des Entwurfs deutlicher aus, auch weil die
FDP-Liberale-Fraktion weniger geschlossen stimmte als noch bei der vorangegangenen
Abstimmung. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.2015
DAVID ZUMBACH
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1) AB NR, 2022, S. 2190 ff.; Bericht RK-NR vom 19.5.22
2) AB NR, 2015, S. 917 ff.
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